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Band 8. Die Besatzungszeit und die Entstehung zweier Staaten 1945-1961 
Sozialdemokratische Partei Deutschlands (SPD): Aufruf zum Neuaufbau der Organisation  
(15. Juni 1945) 
 
 
 
Am 15. Juni 1945, wenige Tage nach dem Gründungsmanifest der KPD, erscheint der Aufruf 
des Zentralausschusses der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands (SPD) zur 
Neugründung der SPD. Er setzt sich für eine parlamentarische Demokratie in Deutschland ein, 
fordert aber in Wirtschaft und Gesellschaft uneingeschränkt die Einführung des Sozialismus und 
umfangreiche Verstaatlichungen. Ebenfalls gefordert wird die „organisatorische Einheit der 
deutschen Arbeiterklasse“ anstatt der in der Weimarer Republik verfestigten Spaltung in zwei 
politische Parteien, obwohl die genaue Ausgestaltung dieser Einheit innerhalb der SPD 
umstritten ist und die Kommunisten vielfach mit Misstrauen betrachtet werden. 
 

 
 
 

Arbeiter, Bauern und Bürger! Männer und Frauen! Deutsche Jugend! Der Nazifaschismus ist in 

einem grausigen Abgrund der Vernichtung versunken! Er hat das deutsche Volk in tiefster 

seelischer Qual, in einer unvorstellbaren Not zurückgelassen! Das Gefühl für Rechtlichkeit ist 

gelähmt! Die nackte Not grinst dem Volke aus den Ruinen vernichteter Wohnungen und 

geborstener Fabriken entgegen. Hitlers Cäsarenwahnsinn ist durch die siegreichen verbündeten 

Armeen ausgemerzt und damit die militärische Raubgier des deutschen Imperialismus für alle 

Zeiten vernichtet. 

 

Das deutsche Volk muß die Kosten der faschistischen Hochstapelei bezahlen! Ehrlose 

Hasardeure und wahnwitzige Machtpolitikaster haben den Namen des deutschen Volkes in der 

ganzen Welt geschändet und entehrt. 

 

Schweigend und voll Ergriffenheit senken wir unsere Fahnen vor unserem Johannes Stelling, 

Rudolf Breitscheid, Julius Leber, Wilhelm Leuschner und vor den tausendfachen Opfern aus 

allen Parteien, Konfessionen und Gesellschaftsschichten des deutschen Volkes, die der 

blutgierige Faschismus verschlungen hat. Aber all diese Opfer an Gesundheit und Blut, Hab 

und Gut in der illegalen Arbeit haben es leider nicht vermocht, die satanische Organisation der 

Unterdrückung zu beseitigen. 

 

Das deutsche Volk wird nicht verzweifeln! Sein Lebenswille wird stärker sein als sein Unglück! 

Mit seinen letzten Kräften wird es sich aufraffen, denn es will, wird und muß weiterleben! 
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Die Geschichte erteilt dem deutschen Volk die eherne Lehre, sich auf seinem dornenvollen 

Opfergang, trotz Hunger und Elend, durch unermüdliche Arbeit und eisernen Willen die Achtung 

aller friedlichen, freiheitliebenden Völker zu erwerben. 

 

Niemals und von niemandem soll das deutsche Volk je wieder als vertrauensseliges Opfer 

gewissenloser politischer Abenteurer mißbraucht werden. Der politische Weg des deutschen 

Volkes in eine bessere Zukunft ist damit klar vorgezeichnet: Demokratie in Staat und Gemeinde, 

Sozialismus in Wirtschaft und Gesellschaft! 

 

Wir sind bereit und entschlossen, hierbei mit allen gleichgesinnten Menschen und Parteien 

zusammenzuarbeiten. Wir begrüßen daher auf das wärmste den Aufruf des Zentral-Komitees 

der Kommunistischen Partei Deutschlands vom 11. Juni 1945, der zutreffend davon ausgeht, 

daß der Weg für den Neubau Deutschlands von den gegenwärtigen Entwicklungsbedingungen 

Deutschlands abhängig ist, und daß die entscheidenden Interessen des deutschen Volkes in 

der gegenwärtigen Lage die Aufrichtung eines antifaschistischen demokratischen Regimes und 

einer parlamentarisch-demokratischen Republik mit allen demokratischen Rechten und 

Freiheiten für das Volk erfordern. 

 

In dieser entscheidenden Stunde ist es wiederum die geschichtliche Aufgabe der deutschen 

Arbeiterklasse, Trägerin des Staatsgedankens zu sein: einer neuen antifaschistisch-

demokratischen Republik! Jedes eigensüchtige Parteiengezänk, wie es das politische 

Schlachtfeld der Weimarer Republik erfüllte, muß im Keime erstickt werden. In einer 

antifaschistisch-demokratischen Republik können demokratische Freiheiten nur denen gewährt 

werden, die sie vorbehaltlos anerkennen. Demokratische Freiheiten sind aber denen zu 

versagen, die sie nur nutzen wollen, um die Demokratie zu schmähen und zu zerschlagen. 

 

Das elementarste Lebensgesetz des neuen Staates verlangt die völlige Beseitigung aller Reste 

der faschistischen Gewaltherrschaft. Ebenso muß der Militarismus aus den Köpfen und Herzen 

getilgt werden. Die durch den Faschismus geistig entwurzelte Jugend muß wieder zu freien und 

kritisch denkenden Menschen erzogen werden. 

 

Der neue Staat muß wieder gutmachen, was an den Opfern des Faschismus gesündigt wurde, 

er muß wieder gutmachen, was faschistische Raubgier an den Völkern Europas verbrochen hat. 

Dieser Staat muß zuerst und vor allem dem deutschen Volk die wirtschaftliche und moralische 

Kraft geben, diese übermenschliche Aufgabe zu erfüllen. 

 

Deshalb fordert die Sozialdemokratische Partei Deutschlands: 

 

1. Restlose Vernichtung aller Spuren des Hitlerregimes in Gesetzgebung, Rechtsprechung und 

Verwaltung. Einen sauberen Staat der Rechtlichkeit und Gerechtigkeit. Haftpflicht der Mitglieder 

der NSDAP und ihrer Gliederungen für die durch das Naziregime verursachten Schäden. 
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2. Sicherung der Ernährung. Bereitstellung von Arbeitskräften und genossenschaftlichen 

Zusammenschluß in der Landwirtschaft. Verbreiterung der Fettgrundlage durch Einfuhr von 

Rohstoffen, Futtermitteln und Vieh. Förderung der Verbrauchergenossenschaften und 

Neuregelung des Kleinhandels. 

 

3. Sicherung des lebensnotwendigen Bedarfs der breiten Volksmassen an Wohnung, Kleidung 

und Heizung mit Hilfe der kommunalen Selbstverwaltung. 

 

4. Wiederaufbau der Wirtschaft unter Mitwirkung der kommunalen Selbstverwaltung und der 

Gewerkschaften. Beschleunigte Wiederherstellung der Verkehrsmittel. Beschaffung von 

Rohstoffen. Beseitigung aller Hemmungen der privaten Unternehmerinitiative unter Wahrung 

der sozialen Interessen. Beseitigung der nazistischen Überorganisation in der Wirtschaft. Klaren 

und einfachen Neuaufbau ehrenamtlich verwalteter Wirtschaftsverbände. Neuaufbau des 

Geldwesens. Sicherung der Währung. Kommunale Kredite für Industrie, Handwerk und Handel. 

Belebung des bargeldlosen Zahlungsverkehrs. Vereinfachung des Steuerwesens durch straffste 

Zusammenfassung der Steuerarten. Stärkere Berücksichtigung der sozialen Lage bei der 

Bemessung der Steuern. 

 

5. Volkstümlichen Kulturaufbau. Erziehung der Jugend im demokratischen, sozialistischen 

Geiste. Förderung von Kunst und Wissenschaft. 

 

6. Neuregelung des Sozialrechtes. Freiheitliche und demokratische Gestaltung des 

Arbeitsrechtes. Einbau der Betriebsräte in die Wirtschaft. Mitwirkung der Gewerkschaften und 

Verbrauchergenossenschaften bei den Organisationen der Wirtschaft. Ausbau der 

Sozialversicherung zur Sozialversorgung für Kranke, Wöchnerinnen und Mütter, Invalide und 

Unfallverletzte, Witwen, Waisen, Kriegsversehrte und Arbeitslose. Einbeziehung aller 

arbeitenden Menschen in die Sozialversorgung. 

 

7. Förderung der Wohnungsfürsorge und des Siedlungswesens, Kommunale 

Wohnungsaufsicht. Anpassung der Mieten und Hypotheken an die durch die Kriegsfolgen 

geschaffene Wirtschaftslage. Aufteilung des Großgrundbesitzes zur Schaffung von Grund und 

Boden für umsiedlungsbereite Großstädter. Verpflanzung von mittel- und kleinindustriellen 

Betrieben in wirtschaftlich günstig gelegene Landbezirke. 

 

8. Verstaatlichung der Banken, Versicherungsunternehmungen und der Bodenschätze, 

Verstaatlichung der Bergwerke und der Energiewirtschaft. Erfassung des Großgrundbesitzes 

und der lebensfähigen Großindustrie und aller Kriegsgewinne für die Zwecke des 

Wiederaufbaus. Beseitigung des arbeitslosen Einkommens aus Grund und Boden und 

Mietshäusern. Scharfe Begrenzung der Verzinsung aus mobilem Kapital. Verpflichtung der 

Unternehmer zur treuhänderischen Leitung der ihnen von der deutschen Volkswirtschaft 

anvertrauten Betriebe. Beschränkung des Erbrechtes auf die unmittelbaren Verwandten. 
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9. Anpassung des Rechtes an die antifaschistisch-demokratische Staatsauffassung. Staatlichen 

Schutz der Person. Freiheit der Meinungsäußerung in Wort, Bild und Schrift unter Wahrung der 

Interessen des Staates und der Achtung des einzelnen Staatsbürgers. Gesinnungsfreiheit und 

Religionsfreiheit. Strafrechtlichen Schutz gegen Rassenverhetzung. 

 

Unser armes und gequältes Volk muß durch die Schuld Hitlers durch unsägliches Elend und ein 

tiefes Tal des Leides gehen! Wir wollen mithelfen, es wieder emporzuführen zu den Höhen 

einer menschenwürdigen Kultur, zu der Freundschaft mit allen Völkern der Welt. 

 

Wir wollen vor allem den Kampf um die Neugestaltung auf dem Boden der organisatorischen 

Einheit der deutschen Arbeiterklasse führen! Wir sehen darin eine moralische 

Wiedergutmachung politischer Fehler der Vergangenheit, um der jungen Generation eine 

einheitliche politische Kampforganisation in die Hand zu geben. Die Fahne der Einheit muß als 

leuchtendes Symbol in der politischen Aktion des werktätigen Volkes vorangetragen werden! 

Wir bieten unsere Bruderhand allen, deren Losung ist: Kampf gegen den Faschismus, für die 

Freiheit des Volkes, für Demokratie und Sozialismus! 

 

Darum rufen wir alle unsere Freunde, Genossinnen und Genossen in Stadt und Land auf, mit 

der alten Hingabe und neuem Mut sofort mit dem Aufbau der Organisation zu beginnen. 

Vorwärts! An die Arbeit! 

 

Zentralausschuß der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands 
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